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Justizdorf, 

Personal-Nr.: 123456789
Widerspruch gegen die Versorgung im Jahr 2023 und gegen die Versorgung in den nachfolgenden Jahren
Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen die Höhe meiner Versorgungsbezüge für das Jahr 2023 und alle Folgejahre lege ich
Widerspruch
ein und beantrage, 

mich rückwirkend ab dem 1. Januar 2023 amtsangemessen zu alimentieren, 

ferner, 
	
	das Ruhen des Widerspruchsverfahrens.


Begründung:
Es bestehen erhebliche Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Alimentation (sowohl der Besoldung als auch der Versorgung) im Land NRW. Dies gilt auch nach den Änderungen durch das Gesetz zur Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge 2022, das Gesetz über die Gewährung einer einmaligen Corona-Sonderzahlung – die den Versorgungsempfängern nicht gewährt wurde –, und das Gesetz zur Anpassung der Alimentation von Familien sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften. Insbesondere ist sehr zweifelhaft, ob das gegenwärtige Versorgungsniveau das Mindestabstandsgebot wahrt und noch die Wertigkeit des zuletzt innegehabten Amtes abbildet.
Unter Hinweis auf den Amtsermittlungsgrundsatz bitte ich, die Verfassungsmäßigkeit der mir gewährten Versorgung umfassend unter allen denkbaren Gesichtspunkten zu prüfen. Meine nachfolgenden Ausführungen sind nicht als Begrenzung der Prüfung zu verstehen, sondern vielmehr als Anregung für die Prüfung.

Zur Begründung meines Widerspruchs wird auf die Ausführungen in der grundlegenden Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 5. Mai 2015 (2 BvL 17/09 u.a., BGBl I 2015, 728) und die nachfolgenden verfassungsgerichtlichen Entscheidungen verwiesen. Besonders hervorzuheben ist dabei der Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 4. Mai 2020 (2 BvL 4/18, DRiZ 2020, 316), mit dem die Richterbesoldung im Land Berlin als verfassungswidrig beurteilt wurde. In seiner Entscheidung hat das Gericht seine Rechtsprechung aus dem Jahr 2015 fortgeführt und hinsichtlich der für die Berechnung der Amtsangemessenheit maßgeblichen Kriterien ausgeschärft. So hat es u.a. festgestellt, dass in den Fällen, in denen in der untersten Besoldungsgruppe der gebotene Mindestabstand zum Grundsicherungsniveau nicht eingehalten ist, ein solcher Verstoß sich auf das gesamte Besoldungsgefüge auswirkt. Die Einführung des Bürgergeldes hat die verfassungsrechtlichen Bedenken insoweit verstärkt.
In diesem Zusammenhang ist auch die im letzten Jahr sehr hohe Inflation (z. B. 8,8 % im November 2022) zu berücksichtigen, der lediglich eine Besoldungsanpassung von 2,8 % ab Dezember 2022 gegenübersteht. Diese Situation hat merkliche, reale Kaufkraftverluste zur Folge und verschärft die verfassungsrechtlichen Bedenken. Die Inflation lag im August 2023 immer noch bei 6,1 %.

Zur Rechtswahrung wird aus allen möglichen Gesichtspunkten und rechtlichen Erwägungen Widerspruch gegen die Versorgung des Jahres 2023 und der Folgejahre eingelegt. Klarstellend weise ich darauf hin, dass mein Antrag alle Besoldungsbestandteile i. S. des § 1 Abs. 4 und 5 LBesG NRW umfasst, auch familienbezogene Bestandteile.
Hinsichtlich der Wirkung meines Antrags auf die Folgejahre weise ich auf die (noch nicht rechtskräftigen) Urteile des Verwaltungsgerichts Münster vom 8. Mai 2023 5 K 47/22, des Verwaltungsgerichts Gelsenkirchen vom 7. Juni 2023 1 K 4610/21 und des Verwaltungsgerichts Düsseldorf vom 17. August 2023 26 K 5912/22 hin.

Außerdem beantrage ich, den Widerspruch bis zu einem Abschluss der noch offenen Verfahren ruhen zu lassen. Einige Verfahren vor den Verwaltungsgerichten sind noch offen und ruhend gestellt.
Ich bitte, den Eingang des Widerspruchs schriftlich zu bestätigen, und rege zudem an, klarstellend auf die Einrede der Verjährung zu verzichten.
Mit freundlichen Grüßen
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